
Der Lägerdorfer
Zementarbeiterstreik
von 1909

Friedrich StampDiese Fallstudie über den „Generalstreik" der Lägerdorfer Ze-
mentarbeiter vor über 80 Jahren will zum Verständnis von Ar-
beiterstreiks imspätenKaiserreich beitragen. Dabei soll der Le-
ser nicht nur mit den vordergründigen Höhepunktenvon Ar-
beiteraussperrungenoder Streiks, den in Chroniken oft vergrö-
bernd dargestellten Tumulten und Gewaltakten bekanntge-
macht werden.Wichtig erscheint vielmehr,Arbeitskonfliktevor
dem Hintergrund der sozialen Zusammensetzung der Beleg-
schaften, der verschiedenen Formen von Arbeiterbewußtsein
und der Gemengelage der Interessen der Arbeiter, der Ange-
stellten und der Unternehmer im Betrieb verstehbar zu ma-
chen1.

Besonders die Auswertungvon zahlreichen zeitgenössischen
Presseartikeln und von Verwaltungsakten ermöglichte eine,
wenn auch unvollständige, Rekonstruktion dieser Episode in
der langen Geschichte der Arbeiterbewegung dieses holsteini-
schenIndustrieorts.Diese Quellengebenuns Auskunftüber die
Haltung der unmittelbar am Streik beteiligten Parteien: des
Staats,der Unternehmer undnicht zuletzt der Arbeiter.

In Polizeiprotokollen zur Chronologiedes Streiks ist diePar-
teilichkeit des wilhelminischen Obrigkeitsstaats im Arbeitskon-
flikt dokumentiert. DieInteressen undStrategien der Arbeitge-
ber und ihres Verbands werden unter anderem inPressemittei-
lungen deutlich, in der sie ihren Standpunkt zu rechtfertigen
versuchten. Die Positionen der betroffenen Arbeiter und ihrer
Gewerkschaft wurden insbesondere in verschiedenen Arbeiter-
zeitungenund Flugblätternpublik gemacht.

Lägerdorf bei Itzehoe entwickelte sich ineiner kurzen Zeit-
spanne voneinem Bauerndorf zu einer Industriegemeinde. Seit
1863 wirdhier Kreide im Tagebau gefördertund inFabriken zu
Portlandzement weiterverarbeitet. Fast alle landwirtschaftlich
genutztenFlächen wurden von den hier ansiedelnden Zement-
industriellen bis zu den 1890ern Jahren aufgekauft. Mit der
Wandlung der Gewerbestruktur des Dorfs änderte sich gleich-
zeitig seine Einwohnerschaft. Arbeitsuchende aus dem ganzen
Deutschen Reich, die sich aus unterschiedlichen Teilender Un-
terschichten rekrutierten, zogennach Lägerdorf und verließen
den Ortbeim Verlust ihrer sehr unsicheren Arbeitsplätze inden
Zementwerken auchnotgedrungenwieder.

In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg lebtendurchschnitt-
lich4000 Einwohner inder Gemeinde.

Seit der Gründung des Ortsvereins der SPD im Jahre 18862

und der Einrichtung einer Zahlstelle des Fabrikarbeiterver-
bands, eines Vorgängers der IndustriegewerkschaftChemie-Pa-
pier-Keramik, im Jahre 18933 prägte die sozialdemokratisch
orientierteArbeiterbewegungschon vor 1914 diepolitische Kul-
tur Lägerdorfsentscheidend.

Nach 1890, dem Jahr des Falls des Sozialistengesetzes, fan-
denzunehmendStreiks indendrei Lägerdorfer Zementfabriken
statt.Meist waren es nur kleine Teile der Belegschaften, die die
Arbeit spontan niederlegten, um eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen oder einen höherenLohn zu erzwingen. Ein
wichtiger Grund für den mangelndenRückhalt dieser Protest-

1 Zum Stand der Streikforschung vgl.
besonders: Tenfelde, Klaus und Volk-
mann, Heinrich (Hrsg.), Streik. Zur
Geschichte des Arbeitskampfs in
Deutschland während der Industriali-
sierung, München 1981.
2 Vgl. Kunkelmoor, Arnold, Rotes
Herz im Grauen Dorf. 100 Jahre So-
zialdemokratie in Lägerdorf, Läger-
dorf1985, S. 11.
3 Itzehoer Nachrichten (IN) vom 14.
11. 1893.

Schleswig-Holstein heute
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Förderung von Kreide in Lägerdorf1904: Die Schlammgruben. Kreide braucht man in der Zementherstellung als Grundstoff. Die
Kreide wird gegraben, geschlemmt, d.h.: in Wasser homogenisiert (in die gleiche Struktur gebracht), und dann ausgestochen.
Anschließend wirdsieauf Trockengestellen in derLuftgetrocknet.Danach wirddieKreidezusammenmit Tongebrannt undderBrand
gemahlen. DasEndproduktheißt Zement.

HolsteinischePortland-Cement-Fabrik 1903:Portland-Cemenlheißt der Zement, weiler erstmals in Cent (Portland)hergestellt wurde.
Einer derersten Zementhersteller, einEngländer namensFewer, kamdann auchnachLägerdorfundbetrieb hierein Werk.
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Aktionen unter den Kollegen erscheint einleuchtend: Die Ze-
mentfabrikanten hatten eine Monopolstellung als Arbeitgeber
aufdemlokalenArbeitsmarkt inneund zudem einen „Direkto-
renring" gebildet,dessen Zweck es war, einmal voneinerFabrik
entlassenen Arbeitern als vermeintlich renitent oder untüchtig
auch indenanderenBetrieben keine Arbeit zugeben4.Auf die-
se Weise wurde eine gewerkschaftliche Aufklärungsarbeit in
denBetriebenentscheidendgestört.

Erst um die Jahrhundertwende gelang es, umfassende
Streikbewegungen in der gesamten Lägerdorfer Zementindu-
strie zu entwickeln. In der Hochkonjunktur des Jahres 1899
wurde erstmals eine tarifliche Absicherung von Löhnen den
Arbeitgebernabgerungen5.Dieser Erfolg zählte in dieser Bran-
che, in der Marktmechanismen durch eine hohe Unterneh-
menskonzentrationundKartellierung ausgeschaltet wurden,al-
lerdings zu den Ausnahmen6.Die Streikwelle von 1900 verlief
unter den Bedingungen einer abflauenden Konjunktur und ei-
nem entsprechenden Nachfragerückgang nach industriellen
Arbeitskräften für die Arbeiter wieder erfolglos7.

Biszum Jahr 1909sollte sich dieLebenslage desgrößten Teils
der Lägerdorfer Arbeiterschaft kaum bessern. Die Folgen der
Krise der ganzen deutschen Zementindustrie wurden von den
Unternehmern auf die Beschäftigten abgewälzt. Erfolgreiche
Werke wie die holsteinischen Fabriken versuchten, in einem
Verdrängungswettbewerb durch Dumpingpreise finanzschwä-
chereKonkurrentenzu ruinierenund muteten dafür den Arbei-
ternLohneinbußen zu.

Außerdem setzten die Alsen'schen Portland-Cement-Fabri-
ken und die Breitenburger Portland-Cement-Fabrik (BPCF),
die bis zum Jahr 1905 die übrigen Zementwerke in Lägerdorf
aufgekauft hatten, ihre Belegschaften fortwährend unter einen
hohenRationalisierungsdruck.

Die produktivere, Lohnstückkosten senkende Maschinerie
verschaffte denZementarbeitern jedochoft keineErleichterung
ihrer Arbeit. Immer wieder prangerte die Arbeiterpresse die
skandalösenZustände in diesen Fabriken an8. Die Außenarbei-
ter in der Kreidegrube mußten bei jedem Wetter ihre harte Ar-
beit verrichten. Die Luft in den Fabrikräumen war auch nach
der Installation von Staubfiltern noch weiter staubverseucht,
und gerade im Werk Breitenburg häuften sich die Unfälle an
Transmissionen und anderen Maschinen. Die ungleiche Vertei-
lung der Arbeitszeit, der häufige Wechsel von unbezahlten
„Feierschichten" und Mehrarbeit, auch 24-Stundenschichten,
mußte vonden Betroffenen als ein entwürdigender Willkürakt
desUnternehmers angesehenwerden.

Ihr Zorn richtetesich dabei gewöhnlichgegen diedieFabrik-
ordnungdurchsetzenden Meister, die besonders in der Breiten-
burger Fabrik den Arbeiterprotest mit Gummiknüppeln zuer-
sticken suchten.

Der Ausbruch des
Streiks

Streitgegenstände zwischen den Konfliktparteien im Betrieb
und damit auch Gründe für eine gemeinsam geplante Gegen-
wehr der Beschäftigten gegen die Übergriffe der Unternehmer

4 DerProletarier vom 22. 6. 1895
!Landesarchiv Schleswig (LAS) Abt.
320 Kreis Steinburg Nr. 2414, Zei-
tungsausschnitt aus der Schleswig-
Holsteinischen Volkszeitung (SHVZ)
Nr. 66, Jg.1899.
6 Zur Verbreitung der Tarifverträge
und zum „Kräfteverhältnis von Lohn-
arbeit und Kapital" in den einzelnen
Gewerbezweigen, vgl. Costas, Ilse,
Auswirkungen der Konzentration des
Kapitals auf die Arbeiterklasse in
Deutschland (1880-1914), Frankfurt/
Main,New York 1981,S. 224ff.
7 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg Nr.
1053, Streik-Nachweisung für das Jahr
1900.
8 Dies gilt insbesonders für die SHVZ,

Jg.1903 ff.
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Kreidegrube Saturn 1912/1913: DieKreide steht in Lägerdorffast zu Tage.Es muß nur eine dünne Erdschicht (hier Torf)abgetragen
werden.

BöttcherinderLägerdorferZementindustrie. Sie stellten dieFässer für denZementtransport her.
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Kreidehauerin Lägerdorf
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ließen sich einige aufzählen. Der „Generalstreik" der Arbeiter
der BPCF und ihrer Kollegen der im gleichen Besitz befindli-
chen benachbarten Holsteinischen Portland-Cement-Fabrik
war allerdings alles andere als eine kalkulierteUnternehmung.
Ähnlich wie es aus der Zeit der Frühindustrialisierung bekannt
ist, legte in diesem Streik des späten Kaiserreichs eine Gruppe
von Arbeiternganz spontan ihreArbeit nieder.

Es handelte sich dabei um Arbeiter, die die Rohmaterialien
des Zements,Kreide und Ton, naß vermischenmußten undKol-
legen, die diese feuchte Rohzementmischung zu verziegeln hat-
ten. Das Zentralorgan des Fabrikarbeiterverbands berichtet:
„Als am Sonnabend nach Ostern der Meister wieder sagte:
,Morgen müßt ihr 24 machen' [vierundzwanzig Stunden arbei-
ten,F. S.]forderten die Schlemmladerpro Wagen 111/2statt 10
Pf. DerMeister sagte:,Zulage gibt es nicht, wem es nichtpaßt,
kann gehen. Und sie gingen, nachdem sie zum Teil ausgesperrt
waren."9

Nachdem die Ausständigen oder Ausgesperrten auch ihre
Ablöseschichterfolgreich zur Arbeitsverweigerungbewegt hat-
ten,befanden sich am Abend des 17. Aprils ca. 150 Männer im
Ausstand.10 Dieser basisdemokratische Prozeß wurde, unter-
schiedlich akzentuiert, von JohannHinsehe, dem Gründer des
sozialdemokratischen Ortsvereins Lägerdorf und zugleich die
markanteste Persönlichkeit der Arbeiterbewegung dieses Orts
vor demErsten Weltkrieg, undebenso im „Proletarier"geschil-
dert.

9 Der Proletarier vom 1. 5. 1909.
10 LASAbt. 309 Regierung zu Schles-
wigNr. 10734.

Lägerdorfer Zementbrenner stellen
sich hier für eine Gruppenaufnahme
mit Hut auf, densie zum Schutz vor
stärkerer Verschmutzung in der Fabrik
immer brauchten.

192



Hinsehe verwahrte sichauf einer Arbeiterversammlung in It-
zehoegegen dieBehauptung der „ItzehoerNachrichten",„dass
der Streik von den Führern der Arbeiterschaft insceniert sei...
DieFührer der Arbeiterschaft hätten erst, nachdem die Arbei-
ter in den Ausstand getreten, ihre Unterstützung ihnen ange-
deihen lassen"* 1, so der die Veranstaltung überwachende Poli-
zeikommissar. Die später erkennbare skeptische Haltung der
Verbandsleitung zum Streik scheint diese Darstellung des
Streikbeginns zubelegen.

Das Gewerkschaftsblatt berichtet von der am nächsten Tag
abgehaltenen, von 100 Pressenarbeitern und Schlemmladern
besuchten Versammlung und fährt fort:„Es wurden dreiArbei-
ter und ein Vertreter des Verbandes zum Direktor Seumenicht
gesandt, um ihn zu befragen, ob er den Schlemmladern 11 1/2
Pf, denPressenarbeitern 45Pf. pro Wagen bewilligen wolle. Er
erklärte nur mit ,seinen' Arbeitern verhandeln zu wollen und
schloß unsenn Beamten denSchalter vorderNaseab."'2

Auf einer Versammlung am 19. April des Jahres wurde der
Arbeitskampf von einer relativ kleinen Gruppe von Arbeitern
maßgeblich beschlossen: „Es wurden 79 Stimmzettel abgege-
ben,für denStreik stimmten alle 79."

Für die Arbeitgeber „überraschend"* 3 weitete der Ar-
beitskampf sich sehr bald aufalle Teile der beidenFabriken aus.
Nachdem auch die Packer sich mit den Ausständigen solidari-
siert hatten,„fielen bis aufca. 80 treu gebliebeneLeute allean-
deren beschäftigten Personen derbeiden...Fabriken ab", wie die
Itzehoer Gewerbeinspektion dem Schleswiger Regierungspräsi-
denten mitteilte. In der amtlichen Streiknachweisung wird die
Höchstzahl der gleichzeitig streikenden Personen, die wenige
Tage nach Streikbeginn erreicht gewesen sein wird, mit 759,
darunter 120 unter 21 Jahren,beziffert. Sie alle verlangten von
der Direktion eine Anhebung ihrer in der Höhe sehr unter-
schiedlichenLöhneum 15%14.

11LASAbt.320Kreis SteinburgNr.216,
12 Der Proletariermm 1. 5. 1909. Die-
sen für viele Unternehmer vor 1914 ty-
pischen Herr-im-Haus-Standpunkt
hatte die Breitenburger Geschäftslei-
tungbereits im Streik von 1900 deut-
lich gemacht, als sie es ablehnte, mit
deneneine Beilegung des Konflikts an-
strebenden Verbandsvorsitzenden der
Fabrikarbeiter bzw. der Böttcher zu
verhandeln. Hierzu siehe Der Prolela-
riervomlX.A. 1900.
13 Deutsche Arbeitgeberzeitung
(DAGZ) vom25. 4. 1909.
14 LAS Abt. 309 Regierung zu Schles-
wigNr. 10734.

Der Streikgegen-
stand

Sowohldie Fabrikleitung als auch das Streikkomitee bemühten
währenddes ganzen Streiks die Öffentlichkeit, um die Berechti-
gung der Lohnforderung zu bestreiten bzw. zu beweisen. Auf
einer außerordentlichen Versammlung des Bürgervereins „wur-
de lebhafte Klage geführt über die schwere Schädigung, die un-
ser Ort nachder drei Monate dauernden Arbeitslosigkeit dieses
Winters erfährt."15 Es wird nicht zu leugnen sein, daß die Mit-
glieder des Bürgervereins, vor allem Einzelhändler und selb-
ständige Handwerker, sich Sorgen um die Situation in der
Kommune machten. Vorstellbar ist aber ebenso, daß aus öko-
nomischen Interessen heraus Teilen des Lägerdorfer Mittel-
stands eine rasche Beendigung des Ausstands oder sogar ein
Streikerfolg der Arbeiter wünschenswert erscheinen konnte.Die
Streikenden teilten in einem Flugblatt nicht unglaubhaft mit,
daß „dieGeschäftsleute nicht wissen, wie sie von den schlecht-
bezahlten Arbeitern noch die Schuldeneintreiben sollen."*6 Der
Bürgerverein appellierte an die Streikenden wie auch an die Fa-
brikgeschäftsführung, das Gewerbegericht als Einigungsamt anzu-
rufen, was die Direktion daraufhin jedoch strikt ablehnte.

" Nordischer Kurier (NX) vom 30. 4.
1909.
1(1 Gemeinsames Archiv des Kreises
Steinburg und der Stadt Itzehoe,
Kreisarchiv Nr. 1031, Flugblatt „Hoch
der Generalstreik inLägerdorf".
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Mit einer Kommission des Bürgervereins, der unter anderem
der Gemeindevorsteher Schilling angehörte, fand sichder Direktor
Seumenicht nicht allerdingszumehreren Verhandlungenbereit.

Offenbar ging es den Streikenden darum, mit der geforderten
Lohnerhöhung eine Senkung ihrer Löhne, die der Arbeitgeber
vorgenommen hatte, wieder auszugleichen. Eine Zeitung aus
der Region informiert: „DieFabrik willjedoch die zur Zeit der
Hochkonjunktur gezahlten Löhne jetzt, da das Faß Zement
1, 50 Mk. weniger kostet, nicht bewilligen."'1 Wirtschaftliche
Daten alsKriterium der Einschätzungder Erfolgsaussichtenim
Arbeitskampf waren für den Entschluß zur Arbeitsniederle-
gungscheinbar nicht vonentscheidenderBedeutunggewesen.

Der Breitenburger Direktor Seumenicht verlegte sich in Ge-
sprächen mit der Deputation des Bürgervereins darauf, die
Lohnkürzungen der Vormonate zu leugnen. Er gab an, den Ar-
beitern im Winter einen Tagelohnsatz von3 Mark zugestanden
und nur beschäftigt zuhaben, „um sie nicht feiern zu lassen."'6

Der Mindestakkordlohn wurde von ihm mit 3.35 Mk., der
Höchstakkordlohnmit 3.94Mk.beziffert.

Den Gewerbeinspektor Steinhäuser aus Itzehoe konnte die
Direktion durch die Vorlage der Lohnnachweisung für die Stein-
bruchs-Berufsgenossenschaft angeblich von der Richtigkeit ihrer
Angabenüberzeugen. Für dieBürgerkommission hatte dieFirmen-
leitung eineListe von 28 Arbeitern zusammengestellt, die die An-
gabenüber dieDurchschnittshöheder Löhneuntermauernsollte.

Nach der Überprüfung dieser Lohnliste teilte die Streiklei-
tung den Itzehoer Nachrichten mit,„daß drei Vorarbeiter in der
Liste enthalten sind. Nach dem Schreiben des Herrn Seume-
nicht [an dieselbe Zeitung, F. S.] würde sich deren Schichtlohn
von ca. 3.80 M, abzüglich 10-12pZt. Vorarbeitergeld, um 38-45
Pfg. erniedrigen. Ferner ist festgestellt, daß eine Anzahl
Schmiergeld undSchmutzgeld erhalten haben. Schmiergeld be-
trägt 30 Pfg., Schmutzgeld 20 Pfg. pro Tag. Um diese Summe
würdesich der Tagelohn in Wirklichkeit niedrigerstellen."'^

Die gemeinsame Lohnkommission von Arbeitern und Bür-
gern betrachtete den Lohnnachweis des Unternehmens zudem
dadurch als manipuliert, daß erst das Entgelt aus Überstun-
denarbeit zusammen mit dem Schichtlohn von weniger als
3 Mark einen Lohn inder Höhedarstellte, dender Direktor als
denreinenSchichtlohnausgegebenhatte.

Die Quellenlage erlaubt uns leider kein endgültiges Urteil
über den Wahrheitsgehalt der gegensätzlichen Behauptungen
über die Lohnverhältnisse indenbeidenbestreikten Werken.

Ebensooffenmuß die Fragenach der Wirksamkeit der Pres-
semitteilungen beider Kontrahenten auf die öffentlicheMei-
nung bleiben.Die Streikenden waren aufdieSolidarität Dritter
angewiesenundsahendaher inder Presseberichterstattungund
den in den „Itzehoer Nachrichten" abgedruckten Stellungnah-
men ihres Gegners Versuche, „uns die Sympathie der Bevölke-
rungzunehmen."20In der Tatergriff dieseZeitungeinseitigPar-
tei für diebestreiktenUnternehmen. In seiner Entrüstung for-
derte der Agitator Rieck auf einer Versammlung inItzehoe so-
gar die„Abschaffungderbürgerlichen Blätter"I.

17 Störbotevom6. 5. 1909." INvom 6. 5. 1909." INvom7.5. 1909.
20 Kreisarchiv Nr. 1031.
21 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg Nr.
216.
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Arbeiter- und
Arbeitgeberstrate-
gien: Arbeitersoli-
darität gegen
Streikbrecher

Wie viele Streiks in den Jahren vor 1914 wurde aber auch der
Lägerdorfer „Generalstreik" nicht am Verhandlungstisch im
Gesprächüber dieBerechtigungder Ansprüche der Belegschaft
entschieden, sondern in der Fabrik und vor den Werkstoren22.
Einerseits mußte es den Arbeiterndarum gehen, dieStreikfront
zu stabilisieren, und andererseits hatten sie die Bemühungen
der Unternehmer, mit in ganz Deutschland angeworbenen Ar-
beitskräften die fast zum Stillstand gekommene Produktion
wieder fortzuführen, zukonterkarieren.

So wurde den Streikenden, mehrheitlich unorganisiert, ei-
ne Streikunterstützung seitens des Fabrikarbeiterverbands
zugesichert, wenn sie sich im Verband organisierten. Dieses
Angebot, das strenggenommen mit dem „Streikreglement" der
Gewerkschaft, das für die Berechtigung zu Unterstützungslei-
stungen eine 6-monatige Mitgliedschaft verlangte, nicht ver-
einbar war, wurde von den Ausständigen tatsächlich ange-
nommen. Der Verband zahlte den Ledigen täglich eine Mark
Streikgeld, Familienvätern wurde 50 Pfennig pro Kind zusätz-
lichausgezahlt23.Dochals dieFronten sichnach zweiwöchigem
Kampf verhärtet hatten, beschloß eine Arbeiterversammlung,
daß „alle ledigen Kollegen abzureisen haben, widrigenfalls
ihnen die Streikunterstützung entzogen wird."1"1 200 der
zum Teilneu gewonnenenMitglieder folgten der Aufforderung
ihres Verbands und suchten beim Bahnbau der Strecke Hu-
sum-Rendsburgnach Beschäftigung25.EinTeil von ihnen wird
wahrscheinlich bald wieder aus der Gewerkschaft ausgetreten
sein.26

Das Uetersener Werk der Firma Alsenund die Zementfabrik
Saturn in Brunsbüttelkoog verfügten, wie das „Hamburger
Echo" am 27. 4. und 16. 5. 1909 berichtet, über schwarze Listen
und gaben aus Lägerdorf angereisten Arbeitern die Auskunft:
„Wenn Sie den Nachweis erbringen, daß Sie mit dem Streik
nichts zu tun haben,könnenSieArbeit erhalten."

Die Streikbrecher wurden ingrößeren Gruppenaus denOst-
provinzen wie Schlesien, Ostpreußen und Pommern, in denen
dieArbeiter wegendes niedrigenLohnniveaus zum Teil Hunger
leiden mußten, per Bahn herangeschafft. Aber auch „Arbeits-
willige aus Essen...sind noch in größerer Zahl zu haben, weil
dort große Arbeitslosigkeit herrscht", meldet der „Nordische
Kurier" vom30. 4. 1909.

Viele von ihnen waren von Streikbrecheragentenangeworben
worden.Ineinem von der Agentur Walter Müller aus Hamburg
den Arbeitsuchenden vorgelegten Arbeitsvertrag stand unter
anderem folgendes geschrieben: „§ 2. Ich verpflichte mich, bei
obigen Firmen für die Dauer des Streiks bzw. Aussperrung zu
arbeiten. §3. Ich erkläre, daß ich während meiner Tätigkeit bei
obigen Fabriken weder einem Verbände, noch einer sozialde-
mokratischen Organisation angehörenwerde."11

Der § 2 wurde wegender ungleichen Kündigungsfristen von
der Gewerkschaft, die diesen Arbeitsvertrag öffentlichmachte,
für ungültig erachtet. Der im § 3 bestehende Verstoß gegendas
Koalitionsrechtmußte nach der Meinung des „Proletariers" ju-
ristisch als Sittenwidrigkeitgeahndet werden28.

22 „Zwischen 1890 und 1913 nahm die
Zahl der Arbeitskämpfe [in Deutsch-
land, d. V.] ständig zu, vor allem seit
1905. Dabei überrundeten im letzten
Jahrzehnt des Kaiserreichs die Aus-
sperrungen die Streiks." Grebing, Hel-
ga, Arbeiterbewegung, sozialer Protest
und kollektive Interessenvertretungbis
1914, München 1985, S. 124.
25 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg Nr
1053.
24 DerProletarier vom8. 5. 1909.
25 Kremper-Marsch-Bote vom 6. 5
1909.
26 Zur Fluktuation in der Mitglied-
schaft der SPD und der Arbeiterorga-
nisationen vor dem Ersten Weltkrieg,
vgl. Paetau, Rainer,Zwischen Revolu-
tion undReform. Zur sozialdemokra-
tischen Arbeiterbewegung in Schles-
wig-Hostein während der Kaiserzeit
und Weimarer Republik, in: Die Hei-
mat,Jg.1988,S. 204.
27 DerProletarier vom22. 5. 1909.
28 Viele Gerichte sahen in einem der-
artigen Zwang zur Gewerkschaftsab-
stinenz keinenStraftatbestand. Hierzu
vgl. besonders Saul, Klaus, Staat, In-
dustrie und Arbeiterbewegung im Kai-
serreich. Zur Innen-und Sozialpolitik
des Wilhelminischen Deutschlands
1903 - 1914,Düsseldorf 1974,S. 67.
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Unterschrift unter diesem Foto: Zur Erinnerung an den Generalstreik der Arbeiter der Breitenburger und Holsteinischen Portland
Cement-Fabriken. Lägerdorf,den 1. Mai 1909.

Ein weiteresErinnerungsfoto vom 1.Mai 1909 — diesmal mit Musik.InderMitte mitZeitung sitzend: J.Hinsehe.
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Ledige Zementbrenner sollten für ihre Streikbrecherdienste
mit 3.60Mark abzüglich Kost und Logis entlohnt werden, ver-
heiratetenMännerngestand die Agentur den gleichen Schicht-
lohn nebst freier Familienwohnung ohne Kost und Logis zu.
Vielleicht erklärt sich dasrelativ bessere Angebot für dieFami-
lienväter aus der etwaigen Annahme der Streikbrecheragentur
und der Fabriken,daß diese Männer ihnennoch gefügiger sein
könnten.

Wieviel Leistung der Arbeiter für diesen Lohn zu erbringen
hatteund wie langsein Arbeitstagandauernsollte,entschiedal-
lein die Firma: „Die Arbeitszeit richtet sich nach den Bedürf-
nissen dergenanntenFabriken."

Für die Vermittlung dieser hartenund schlecht bezahltenAr-
beit wurden den Streikbrechern beider ersten Lohnzahlung 10
Mark abgezogen. Hatten die Männer aber erst einmal diesen
Kontrakt unterzeichnet, so zwang sie eine angedrohteKonven-
tionalstrafe von 20 Mk. im Falle vorzeitiger Kündigung, ihren
Dienst bis zumEnde des Streiks zu verrichten.

Ob Hinsches Ansicht über dengesamten Vertrag („Es istein
Wisch, der gesetzlich ungültig ist.")29 einer Überprüfung durch
die Richter im Kaiserreich standgehalten hätte, erscheint zu-
mindest als unsicher.

MancheAusständige mögengehofft haben, daß dieFabriken
ihre Versprechen brechen könntenund den Streikbrechern ge-
ringereLöhnezahlen würden. Ihr Wortführer Hinsehe schreibt,
daß man diesen 5Mark pro Arbeitstagzugesagthatteund fährt
fort: „Aber warten wir nur die künftigen Zahlungen ab (wir
haben jaZeit) und wir werden Dinge erleben, wie sieLagerdorf
noch nicht gesehen hat. Entweder man zahlt und ruiniert die
Fabriken, oder man zahlt nicht, was versprochen ist undschafft
Revolten.'"'0

Hinsehe, der, wie man hier erahnen kann, sich wirtschaftli-
chen Interessen der Fabrikennicht gänzlich verschloß und sich
deshalb mit seines Erachtens maßvollen Lohnanhebungenbe-
gnügen wollte, konnte sich in seinem Verdacht, die Streikbre-
cher könntenum ihrenLohnbetrogen werden,bald darauf be-
stätigt fühlen.

In Schlesien vom Prokuristen der Fabrik angeworbenen
Streikbrechern wurden nach der ersten Lohnperiode und 10-
-tägiger Arbeit, anders als zuvor vereinbart, die Kosten für die
Verpflegung und die Unterbringung in den Logishäusern in
Rechnung gestellt und vom Lohn abgezogen. Den Arbeitern
wurdenlediglich 8 Mark,nicht vielmehr als zwei Tagelöhnefür
eine anderthalb-wöchige Beschäftigung ausgezahlt. Die Ge-
werkschaft stand auch diesen im Arbeitskonflikt unsolidari-
schen Arbeiternmit ihremRat zur Seiteundempfahl ihnen,die
unrechtmäßig erfolgten Lohnabzüge beim Gewerbegericht ein-
zuklagen.

Nur einmal, so wird berichtet, zogen Streikbrecher mit
Knüppeln bewaffnet vor das Direktionsgebäude, weil die
Werksleitung die Lohnzahlung am Sonnabendverweigerte, um
die Männer daran zu hindern, das Geld in denKümmelbuden
auszugeben, so daß sie in diesem, unerwünschten, Fall nach

29 Kreisarchiv Nr. 1031.
30 DerProletarier vom15. 5. 1909.
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ihrem Rausch am Sonntag nicht arbeiten könnten. Die Direk-
tion nahm angesichtsder Unmutsäußerung der fremden Arbei-
ter dieLohnzahlungschließlich vor31.

Die gewerkschaftlichen Mittel,durch materielle Anreizedas
Verhalten der zugereisten Arbeiter zu beeinflussen, erwiesen
sich jedoch als schnell erschöpft.EineItzehoer Zeitungmeldet:
„Denfremden Arbeitern, die zum Teilgar keine Arbeiter sein
sollen, willman jedochaus den der Streikleitungzur Verfügung
stehenden Mitteln beim Niederlegen der Arbeit keine Reisever-
gütung mehr zahlen, weil man meint, daß diese Leute ganz von
selbst dieArbeitaufgeben werden."11

Durch die Überzeugung von der Richtigkeit der Streikziele,
aber auch durch Einschüchterungsversuche wollten die Läger-
dorfer Arbeiter dieFremden zur Umkehr veranlassen. Auf den
umliegenden Bahnhöfenmachten Streikpostendieunter Bewa-
chung vonKontrolleurender Streikbrecheragenturenstehenden
Arbeitsleute auf denStreik aufmerksam. „Streikbrecher!"wur-
de etwa 50 „Arbeitswilligen" auf der Kremper Bahnstation zu-
gerufen, bevor sie in Begleitung von vier GendarmeninBreaks
nachLägerdorf transportiert wurden33.

Am Abenddes 27. Aprils wurde die Streikleitung telefonisch
über einen großen Streikbrechertransport, der sich bereits im
Anmarschbefand, unterrichtet34.Tatsächlichtrafen 230 Arbei-
ter aus Essen nachtsum1Uhr am Bahnhof Dauenhof, wenige
Kilometer vom Streikort entfernt, ein. An der Station postierte
Streikende fuhren mit ihren Fahrrädern, nachdem sie die Ankom-
menden vergebens zur Solidarität aufgefordert hatten, nach Lä-
gerdorf,um die Arbeiterbevölkerungaus dem Schlaf zu wecken.

31 Dittmann, Karl, Erinnerungen an
die Breitenburger-Portland-Cement-
Fabrik, Lägerdorf 1955, S. 20.
32 NX vom 1. 5. 1909. Zur sozialen
Herkunft der „Arbeitswilligen"
schreibt das Hamburger Echo vom 30.
4. 1909: „Es sind fast durchweg Kauf-
leute, Schneider, Schuhmacher usw.,
wie sie ebenin Hamburg, Breslau, Es-
sen, Oppeln usw. von Agenten täglich
auf den Herbergen zusammengesucht
werden"
33 Glückstädter Fortuna (GF)vom 28.
4. 1909. Um die zumTeil ahnungslosen
Arbeiter aus den östlichen Provinzen
über den Streik zu informieren, wur-
den „polnisch-litauischusw, sprechen-
de Posten bereitgestellt" (Hamburger
Echovom25. 4. 1909)
34 Die folgenden Angaben nach Ditt-
mann,S. 18 ff.

Die Streikleitung des Lägerdorfer Ge-
neralstreiks. Rechts am Tisch sitzend:
J.Hinsehe
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Offenbar ließen sich in den Werkssiedlungen des Dorfs
schnell mehrere Hundert Arbeiter nebst Familienangehörigen
für einen Marsch in Richtung der Ortschaft Rethwisch, aus der
die Wagenkolonne erwartet wurde, mobilisieren. Ein kleiner
Angestellter der Breitenburger Fabrik, der wie die meisten An-
gestellten im Arbeitskampf sich seinem Arbeitgeber gegenüber
loyal verhielt und als Wache an der Straße postiert worden war,
schildert, wie die Wagen von der anwesenden Dorfbevölkerung
mit viel Lärm empfangen wurden, aber daß ihre Weiterfahrt
nicht zu verhindern war:

„Die Absicht der Streikenden, den Transport anzuhalten und
dieInsassen zu bewegen, wieder umzukehren, wurde durch die
den Transport begleitende berittene Polizei vereitelt. Mit dem
Säbel in der Faust ging sie gegen die Menge vor und trieb sie
von der Straße zurück. Pardon wurdenicht gegeben. Wer nicht
weichen wollte, wurde niedergeritten. Wer dabei in die Wasser-
gräbengeriet,mußte sehen, wie er wieder herauskam."

Am nächsten Tag erreichte ein weiterer Streikbrechertrans-
port von 5-6 Wagen den Ort. Auch in diesem Fall wurde der
Protest der Arbeiterschaft, insbesondere die Angriffe gegendie
sogenannte Schutzmannschaft (die Kontrolleure der fremden
Arbeiter), durch diePolizei und die uniformierten Wächter ge-
waltsamunterdrückt:

„EinigePersonen erhieltenHiebe undStöße; manche verletz-
ten sich an Stacheldrähten. Die Vorgärten und Hofräume muß-
ten, da gütiges Zureden nichts half, durch berittene Gendarmen
geräumt werden", beschreibt die „Glückstädter Fortuna" diese
Gewaltakte als Notwehr gegen die „nicht unerheblichen Aus-
schreitungenaufSeitenderArbeiterschaft."^

Die Breitenburger Fabrik erbat sich mit der gleichenBegrün-
dung auf telegraphischem Wege „dringend Verstärkungpolizei-
lichen Schutzes" vom Regierungspräsidenten und erhielt diese
auch umgehend36.

110 aus Hannover kommende Streikbrecher wurden bereits
am Altonaer Bahnhof vor ihrer Weiterfahrt zu ihrem Bestim-
mungsort von einer größeren Anzahl von Polizeibeamten vor
den dort wartenden Streikendenabgeschirmt37.

Insgesamt wurden ungefähr 900 fremde Arbeiter im Verlauf
des Arbeitskampfs als Streikbrecher angestellt38. Sie übernach-
teten in den Arbeiterkasernen der bestreikten Firmen, in den
Fabriken selbst und in einigen Logishäusernsowie in Privat-
quartieren. Diesen Arbeitern muteten die Unternehmer und
Logiswirte zum Teil noch schlechtereUnterkünfte zuals den in
denStreik getretenenArbeitern. DieLogiswirte versuchten Ka-
pitalausdem akutenWohnraummangel zu schlagen.

Der Maurer Padrock z. B. wurde auf eine Anzeige hin beim
Amtsvorsteher vorgeladenund mußte dort zugeben, daß er ge-
geneine Polizeiverordnung verstoßen hatte, indem er auf dem
Boden seines Schweinestalls „14-15 fremde Arbeiter" gegen
Zahlung eines Logisgelds übernachten gelassen hatte. Das Ge-
richt trug ihm auf, „binnen 3 Tagen diesen unerlaubten Zu-
stand zu beseitigen bei Verwirkung einer exemplarischen Stra-
fe.'"

» GFvom30. 4. 1909.
36 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg Nr.
1053." INvom 18. 5. 1909.'" Kieler Zeitung von5. 5. 1909.
35 KreisarchivNr. 1031.

Abbildung folgende Seiten:
Flugblatt derLägerdorferArbeiter an-

läßlich des Generalstreiks 1909. Sie be-
gründen hier noch einmal ihre Forde-
rungen und wendensich im besonde-
ren an die Streikbrecher, die sie von
ihrer Arbeitswilligkeit abbringen wol-
len.
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Der Amtsvorsteher verfolgte die im Interesse der Zementfa-
brikanten liegenden illegalen Praktikender örtlichenLogiswir-
te scheinbar eher halbherzig.

In den Arbeiterkasernen begann wegen ihres mangelhaften
hygienischen Zustands bald eine „Läuseplage" um sich zu grei-
fen40.AlsauchdieseMassenquartiere mit Streikbrechernvollstän-
digbelegt waren, wurdenauchMänner inSchutenaufdem Brei-
tenburger Schiffahrtskanal untergebracht41.

Tag für Tag wurden diese Arbeiter „inReih und Gliedunter
polizeilichem Schütze zur Arbeit geführt und auch wieder ab-
geholt."41Eine Straße, an der eine der Massenunterkünfte lag,
war gleichfalls von der Gendarmerie für die Bevölkerung ge-
sperrt worden.

JohannHinsehe verglich die Behandlung dieser Arbeiter mit
der von Gefangenen und sah in den Streikbrecheragenten und
ihren „Sicherheitsbeamten"„Menschenhändler"bzw. eine mo-
derne Form von „Sklaventreibern"und schrieb nicht unzutref-
fend an die Adresse der Streikbrecher: „Arbeitswillige, wir wol-
len es Euch sagen, Ihr werdet wie Verbrecher bewacht und
transportiert, damit ihr die Wahrheit nicht wissensollt."43

Neben der Aufklärung über die miserable Lage der „Ar-
beitswilligen" undihre Nutznießer, die Agenten, sollte einmo-
ralischer Appell an die „Arbeiterehre" die Streikbrecher zur So-
lidarisierungmit der streikenden Arbeiterschaft bewegen.Diese
Strategie der Streikleitunghatte tatsächlich einigen Erfolg vor-
zuweisen. Von den Essener Arbeitern nahmen 40 Männer die
Arbeit nicht auf, was jedoch nicht zu Unrecht von der Deut-
schen Arbeitgeberzeitungals einehinnehmbareNormalität imAr-
beitskampf dargestellt wird44.

In der Berichterstattung der Arbeiterpresse spiegelt sich eine
Unsicherheit der Gewerkschaft inBezug aufdie Verankerungeines
modernen Arbeiterbewußtseins unter den Streikbrechern wider.
Das VerhaltenderStreikbrecher wurdeoft amArbeitsethosorgani-
sierter Proletarier undan deren Verhaltensmustern in der Freizeit,
die in der Realität allerdings keineswegs so einheitlich waren, ge-
messen und die offensichtlichen Abweichungen als Charakter-
schwäche der „Arbeitswilligen" fehlgedeutet. Den tradiertenWert-
haltungenderStreikbrecher,die zumTeilaus einemnicht-proleta-
rischen,eherbäuerlichen Milieu gestammt haben dürften, wurde
kaum Verständnisentgegengebracht. „Der Proletarier" stilisiert die
„Arbeitswilligen" in übertriebener Weise zum personifizierten Ge-
genteil eines tüchtigen Werktätigen: „Die Arbeitswilligen, die da
sind,führen einherrlichesLeben; wenn sie abendszur Arbeitge-
hen,sindschonmindestensein Viertelbetrunken. Siedrehendann
einfach dasLichtbeiderArbeitaus undlegensichschlafen."45

Ungeachtet des tendenziösenCharakters dieser Schilderung
der „Arbeitswilligen" darf nicht ausgeschlossen werden, daß
ein Teil dieser Männer aufGrund ihrer individuellen Arbeitser-
fahrungen die Anforderungen der strengen Fabrikordnungen
an die Arbeitsdisziplinnoch nicht ohne weiteresakzeptierte.

Mit dieser These korrespondierend ist möglicherweise auch
ihr Widerstand gegen die sie disziplinierenden Kontrolleure
einzuordnen. Inder Lokalpressewirdberichtet:

40 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg Nr.
1053.
41 INvom 22. 5.1909.
42 GFvom30. 4. 1909.
43 Kreisarchiv Nr. 1031.
44 DAGZ vom2. 5. 1909.
45 DerProletarier vom22. 5. 1909.
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„Arbeitswillige überfielen heute früh einen ihrer Kontrolleu-
re und mißhandelten ihn schwer. Der Kontrolleur gab einen
Schuß aus demRevolver ab und verwundeteeinenArbeiter."*6

Auchdie Auflistungder zahlreichen Straftatender Streikbre-
cher, ihr in Schlägereien untereinander zu Tage tretendes
mangelndes Gruppenbewußtsein, mehr noch die Bedrohung
der öffentlichenSicherheit und ihre Angriffe auf die als fried-
lich dargestellten Ausständigen, konnte einer Abgrenzung der
kämpfenden Arbeiter von ihren unsolidarischen Kollegen die-
nen.

Vermutlich in dieser Absicht beschreibt das Gewerkschafts-
blatt, wiestreikende Arbeiter zweiStreikbrecher imGesprächin
einer Gastwirtschaft „in vernünftiger Weise" überzeugen woll-
ten, einer von diesen aber „seinenRevolver zog und auf die
streikenden Arbeiter 3 Schüsse abgab...Ein beherzter Arbeiter,
der aber nicht am Streik beteiligt ist, entriß dem Streikbrecher
darauf den Revolver, den der Gauleiter [des Fabrikarbeiterver-
bands,F. S.] Schwarzdann derPolizeibehördeaushändigte."47

Aber nicht erst dieErfahrungen mit einigen dieBevölkerung
terrorisierenden Streikbrechern brachten unter den Ausständi-
gendenWunsch nach geordneten Verhältnissenin der Gemein-
de hervor,sondern schon vor dem Eintreffen der fremden Ar-
beiter hatte sich dieStreikleitungdazu entschlossen,zusammen
mit der Gendarmerie an der Aufrechterhaltung vonRuhe und
Ordnung im Dorf mitzuwirken: „TrunkeneLeute sollen durch
die Streikleitung von der Straße entfernt werden"**, war in der
„Glückstädter Fortuna" zu lesen. Diese Haltung der Streikfüh-
rer stellt vielleicht auch eine Ausdrucksform des wachsenden
Mitgestaltungswillens der Sozialdemokraten bei der Regelung
des Lebens im Dorf dar, der seit 1893 durch die Vertretungder
sozialdemokratischen Wähler durchdenGemeindevertreter der
2. Klasse,Hinsehe,institutionellsichtbar ist49.

46 INvom 5. 6. 1909.
47 DerProletarier vom22,.5.1909.
«GF vom27. 4. 1909.
49 LAS Abt. 320 Kreis Steinburg
Nr.207.

Justiz und Polizei
als Partei im
Arbeitskampf

Umso enttäuschter zeigten sich die Gewerkschafter über die
ihrem Rechtsverständnis zuwiderlaufende Parteilichkeit der
Vollzugsorgane des Obrigkeitsstaats imVerlauf des Lägerdorfer
Streiks: „Obwohlnun eine große Anzahl Polizeibeamte in Lä-
gerdorf stationiert sind, könnendie Arbeitswilligen doch in der
frechsten Weise derartige Roheiten verüben, wohingegen un-
sern Kollegen, die wegen solcher Roheiten um polizeilichen
Schutz nachsuchen,derSchutz verweigert wird."50

Die Parteinahme der Justiz und der Polizei zugunsten der
„Arbeitswilligen" und damit indirekt auch für deren Arbeitge-
ber und zu Lasten der Ausständigen war für den Erfolg oder
denMißerfolg vonStreiks am Anfang des 20. Jahrhundertsoft
entscheidend. Arbeiterkoalitionen und Streiks waren zwar
durch die Reichsgewerbeordnung legalisiert worden, doch gal-
ten diese Zusammenschlüsse dem Gesetz nicht als schutzwür-
dig,so daß es jedemGewerkschaftsmitglied freistand, jederzeit
aus der Organisation auszutreten und ohne möglichen Ver-
pflichtungen aus seiner erloschenen Mitgliedschaft gegenüber
dem Verband, z. B. etwaige Beitragsrückstände zubegleichen,
nachkommen zu müssen. Die Unternehmer hingegen konnten 50 DerProletarier vom22. 5. 1909.
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organisierte Arbeitnehmer wegenderen Verbandszugehörigkeit
ungestraft entlassen51.

Mit dem auch im Lägerdorfer „Generalstreik" zur Anwen-
dung gebrachten § 153 der Reichsgewerbeordnung wurde den
„Arbeitswilligen" dagegen eine „negative Koalitionsfreiheit"
gewährt, deren Verletzung durch die Streikenden als Ehrverlet-
zung,Drohung,Nötigungetc.sanktioniert wurde52.

Zwei Zementarbeiter hatten sich eine Bahnsteigkarte für die
StationDauenhofgekauft und „beleidigten" diedort eingetrof-
fenen, meist polnischen Streikbrecher, indem sie ihnenzuriefen:
„Jetzt kommen die Barnbusen aus den Hamburger Kaschem-
men, die die Lägerdorfer Herren herausreißen sollen. Ihr seid
die reinen Sklaven, so behandelt man Gefangene und keine
freien Arbeiter." Der Werkmeister Prüß, der, wie fast alle Mei-
ster, im Streik auf der Seite seines Arbeitgebers stand,erklärte
in einer Gerichtsverhandlung den angeblich beleidigenden
Charakter der oben angeführten Zurufe „aus den Mienen der
Angeklagten". Daraufhin wurden diese zu einer Woche bzw. 2
TagenGefängnishaft verurteilt53.

Eine Schankwirtin, die einige Arbeiter mit dem Ausdruck
„Streikbrecher"belegte, wurde zu einer Geldstrafe in Höhevon
25 Mark oder 5 TagenHaft verurteilt,weil das Gericht die kor-
rekte Bezeichnung der Funktion der fremden Arbeiter als ehr-
rührig für Arbeiter erachtete.

Einanderer Arbeiter machte sich„Groben Unfugs" schuldig,
indem er einer Streikbrecherkolonne „Streik"entgegenrief. Ei-
ne Arbeiterfrau,die in der Öffentlichkeit einen Vers eines während
des Streiks verfaßten Spottgedichts auf den Breitenburger Fabrik-
direktor („Ernst Seumenicht, Ernst Seumenicht, was du ver-
sprichst, dashältstdunicht.") wiedergab,sollteebenso wegenVer-
stoßes gegenden§ 360Abs.11 StGB(„GroberUnfug")angeklagt
werden. Direktor Seumenicht verzichtete indes darauf, einen
Strafantrag zustellen54.

Ein Verbot wohl vorausahnend hatte ein anderer Arbeiter
ohne Genehmigung der Polizei Flugblätter verteilt und damit
gegen das Preußische Pressegesetz verstoßen. Das Itzehoer
Schöffengesetz setzte das Strafmaß auf eine Geldstrafe von
3Mk.oder einenTagHaft fest55.

Um eine solcheKriminalisierung vonStreikenden zu vermei-
den, hatten die Arbeiterführer „vor jeder Belästigung Arbeits-
williger aufs dringendste abgeraten." 56 Manche Ausständige
verstanden diese rationalen Streikführer noch nicht und schu-
fen mit ihren mehr emotional geleiteten Angriffen auf Streik-
brecher für diePolizei Anlässe, inden Arbeitskampf direkt ein-
zugreifen. Auch die praktizierte Illusion, durch Sabotage an Be-
triebseinrichtungendieFirma Breitenburg-HolsteinzumEinlenken
zu zwingen,mußte eine Strafverfolgungnachsich ziehen57.

Die Erfahrungen der Streikendenmit den „Arbeitswilligen"
weisen wenigstenszwei Seitenauf: Erstens war ihr produktiver
Einsatz für den Arbeitgeber von entscheidenderökonomischer
Bedeutung. Daher konntebei denarbeitskämpfenden Kollegen
der Eindruck entstehen, die Streikbrecher wären, weil Gegner
im Arbeitskampf, überhaupt keine „Klassenbrüder". Zweitens

51 vgl. Saul, Klaus, Gewerkschaften
zwischen Repression und Integration.
Staat und Arbeitskampf im Kaiser-
reich 1884-1914, in: Mommsen, Wolf-
gang J. und Husung, Hans-Gerhard
(Hrsg.), Auf dem Weg zur Massenge-
werkschaft. Die Entwicklung der Ge-
werkschaften in Deutschland und
Großbritannien 1880-1914, Stuttgart
1984, S. 447.
52 vgl. Saul, Staat, Industrie und Ar-
beiterbewegung,S. 211.
» SHVZ vom25. 9. 1909.
54 Kreisarchiv Nr. 1031.
Zur extensiven Auslegung des § 360
Abs. 11 StGB gegen streikende Arbei-
ter, vgl. Frey, Erich M., Strike und
Strafrecht,Heidelberg 1906, S. 86 ff.
55 NX vom 5.6. 1909.
56 NKvom1.5. 1909.
57 LAS Abt. 309 Regierung zu Schles-
wig Nr. 10734. Es waren „wiederholt
Anstrengungen gemacht worden, Seile
von Transportbahnen zum Zerreißen
zubringen."
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war die „Protektion" der Streikbrecher vor der gewerkschaftli-
chen Agitation und die geschildertepolitische Einäugigkeit der
Richter wie auch der Gendarmen geeignet, die Entfremdung
der organisierten Arbeiter vom Staat, der die Arbeiterschaft
durch die Sozialgesetzgebung auf der anderen Seite auch so-
zialfriedlich in die Wilhelminische Gesellschaftsordnung inte-
grieren wollte,zu fördern.58

Während die ungebrochene Zufuhr von Streikbrechertrupps
dasMittelder gemeinsamen Arbeitsverweigerung inFrage stell-
te, setzten die bestreikten Firmen ihre „Wohlfahrts-
einrichtungen", nämlich die mietfreien Werkswohnungen, als
Erpressungsmittel gegen die am Arbeitskampf beteiligten Ar-
beiterfamilien gezielt ein59.

Die Fabriken konnten bei einem sinkenden Arbeitskräftebe-
darf oder im Falle der Unzufriedenheit mit „aufsässigen" Ar-
beitern diesen (in Lägerdorf mit einer Frist von zwei Wochen)
den Mietkontrakt kündigen. Die die Zementwerke bestreiken-
den „Inhaber von Fabrikarbeiterwohnungen wurden von An-
gestellten der Fabriken unter polizeilichem Schütze in ihren
Wohnungen aufgesucht und zur Wiederaufnahme der Arbeit
aufgefordert."60 Nachdem nur wenige, diese wohl angesichts des
drohendengleichzeitigen Verlusts vonArbeitsplatz und Wohnung,
der Aufforderung nachkamen,wurdeder Mehrzahlder Wohnungs-
inhaberdieKündigung desMietverhältnisses ausgesprochen.

Während der Itzehoer Gewerbeinspektor die Errichtung die-
ser „Wohlfahrtseinrichtungen" als „zwecklos" ansah und der
Firma Breitenburg ein „Fiasko" bescheinigte, weil auch durch
diese „Wohltat" die „von der Sozialdemokratie verseuchten Ar-
beiter"61 nicht diszipliniert worden waren, stellten die Woh-
nungskündigungen realiter die Solidarität der Streikenden auf
eineernsteProbe.

Nachdem die Mieter aufdem vonden Arbeiterführern emp-
fohlenen Rechtsweglediglich den Räumungstermin hatten hin-
auszögernkönnen,standen die Arbeiterfamilien vor der Alter-
native, in dieArmenhäuser der Umgegendzu ziehen oderinder
mit den Streikenden sympathisierenden Bevölkerungum Soli-
darität zubitten.

Tatsächlich gelang es der Streikleitung am Himmelfahrtstag
mit einem organisierten Umzug aller betroffenen Familien in
Privatquartiere am Ort, einer Zwangsräumung der Wohnungen
durch die Gendarmerie zuvorzukommen. Nicht ohne Stolz
kommentierte Hinsehe im Proletarier diese Leistung proletari-
scher Selbsthilfe und betont, daß das Angebot der Armenver-
waltungennicht in Anspruch genommen werden mußte 62. Of-
fenbar legte er Wert darauf, daß Arbeiter keine Almosenemp-
fänger seinwollten.

Diese Strategie, einen Teil der kämpfenden Arbeiter unter ei-
nen besonderen Druck zu setzen, scheiterte also an der Ge-
schlossenheit der BreitenburgerBelegschaft.

58 Vgl. Saul, Staat, Industrie und Ar-
beiterbewegung, S. 265.
59 Der Fabrikwohnungsbau, besonders
nach der nationalen Streikwelle von
1904 und 1905, speistesich keineswegs
aus patemalistischen Gefühlen der
Arbeitgeber, sondern war erstens eine
Reaktion auf den Arbeitsmarkt und
zweitens auf die wachsende Arbeiter-
bewegung. Vgl. hierzu: Geary, Dick,
Arbeiter und Unternehmer im deut-
schen Kaiserreich, in: Abelshauser,
Werner (Hrsg.), Konflikt und Koope-
ration. Strategien europäischer Ge-
werkschaften im 20. Jahrhundert, Es-
sen 1988,S. 147 f.
60 GF vom 27.4. 1909.
61 LASAbt. 309 Regierung zu Schles-
wigNr. 10734.
62 DerProletarier vom 5. 6. 1909.

Die Beendung des
Arbeitskampfes

Als sich auch in der vierten Woche des Arbeitskampfs weder
die Fabriken noch die Arbeiter geschlagen geben wollten, ei-
nigten sich die Verhandlungsführer beider Seiten auf einen
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Kompromiß, der auch der Arbeiterschaft mehrheitlich akzep-
tabel erschien. Er beinhaltete, daß den Arbeitern in den Win-
termonaten künftig einMindestlohnvon 3 Mark täglich zuste-
hen sollte.

Nachdem jedoch Seumenicht Hinsehe gegenüber kundtat,
„dieArbeiter, Vorarbeiter usw. könntennur solche Stellen ein-
nehmen, die nicht durch Arbeitswillige besetzt seien. Er habe
sich Maßregeln, wonach verschiedene Personen nicht wieder
eingestellt würden, vorbehalten", setzten die Arbeiter den
Streik fort63.

Erst 21/2 Wochen später trat dieser Arbeitskonflikt inseine
entscheidende Phase. August Brey hatte als Vertreter des Ge-
werkschaftsvorstands, der allein über die Genehmigung und
Aufhebung von Streiks zuentscheiden hatte, der Breitenburger
Direktion die Aufnahme der Arbeit unter folgenden von Seu-
menicht als tragbar empfundenenBedingungen in Aussicht ge-
stellt: Den Schlemmladern und Pressenleuten war ein Mindest-
tagelohn von 3.20 Mark bzw. 3 Mark im Winter zu garantieren.
Vorarbeiter undMaschinistensollten wiederauf ihrenaltenPosten
arbeitendürfen. „Bezüglich der Wiederbeziehung[derWerkswoh-
nungen,F. S.J solle vonFallzuFallentschieden werden...AlleAr-
beitersollen wiedereingestelltwerdenbisaufdrei, diesichbeson-
derer VergehengegendieFabrik, wieHausfriedensbruch, schuldig
gemachthaben."64

Auf einer der vorgesehenen Urabstimmung vorausgegange-
nen Versammlung vertrat Brey den Standpunkt, „daß der Aus-
standauf totes Gleis komme, wenn seineBeendigung nicht be-
schlossen würde."65 Allerdings hatte der Gewerkschaftsvorsit-
zende den Ausstand, wie er später öffentlicheingestand, schon
lange vorher vom Interesse des Verbandsaus betrachtet für un-
tauglich erachtet. Den Lägerdorfer Gewerkschaftsvertretern
war in einem Schreiben eines Funktionärs der Verbandsspitze
mitgeteilt worden: „Wenn der Streik eine Woche gedauert hat,
ister aufzuheben, wenn er zwei Wochen dauert, ister verloren."
Brey wollte dies als Kritik an Streiks, die„impulsiv, ohne jede
Vorbereitung, ohne ausgebaute Organisation ausbrechen"66,
verstanden wissen.

Dementsprechend versuchte Brey, in schriftlich geführten
Verhandlungen mit der Breitenburger Direktion und dem Ver-
treter des Arbeitgeberverbands zueiner einvernehmlichen Rege-
lung des Arbeitskonflikts zu gelangen.Dieses Konzept der Ra-
tionalisierung desKonflikts durchOrganisation67 mißbilligend,
kritisiertenHinsehe undeingroßer Teilder Streikendendas un-
befriedigende Verhandlungsergebnis wie auch Breys „Frie-
denswerben ohne Wissen der Streikenden."6* Hinsehe rechtfer-
tigte wochenlangeStreiks als Notwendigkeit im Stadium eines
organisiertenKapitalismus: „Jemehr derKapitalismussich ver-
einigt, je mehr sind Streiks als Eintagsfliegen unmöglich, je
mehrmuß manmitDauerstreiks rechnen."

Hinsehe glaubte an eine Signalwirkung des Streiks auf die
Zementarbeiter inBrunsbüttel und Uetersen. Ferner vertrat er
die Ansicht, daß die indem siebenwöchigenArbeitskampf er-
brachten Opfer der Lägerdorfer Arbeiterschaft eine Streikfort-

63 DerProletarier vom29. 5. 1909.
64 DerProletarier vom 12. 6. 1909."Ebenda.
66 Der Proletarier vom24. 7. 1909. Vor
dem Hintergrund des zunehmenden
Interesses der hauptamtlichen Funk-
tionäre, den Bestand der Organisation
nicht durch unkalkulierbare Arbeits-
kämpfe gefährden zu lassen, erscheint
ihre Forderung nach mehr Selbstdiszi-
plin ihrer streikbereitenMitgliedschaft
verständlich. Zudem sprach die Er-
folgsbilanz der kampflosen Bewegun-
gen einerseits und der Arbeitskämpfe
andererseits im letzten Jahrzehnt vor
demErsten Weltkrieg für die Strategie
der Verbandsführungen, durch Ver-
handlungen und den Ausbau der Or-
ganisation die Lage ihrer Mitglieder
verbessern zu wollen. Vgl. hierzu
Machtan,Lothar,„Es war ein wunder-
volles Gefühl, daß man nicht allein
war". Streik als Hoffnungund Erfah-
rung, in: Ruppert, Wofgang (Hrsg.),
Die Arbeiter. Lebensformen, Alltag
undKultur vonderFrühindustrialisie-
rung bis zum „Wirtschaftswunder",
München 1986, S. 266.
67 Vgl. Volkmann, Heinrich, Moder-
nisierung des Arbeitskampfs? Zum
Formwandel vonStreiks und Aussper-
rungen in Deutschland 1864-1975, in:
Probleme der Modernisierung, Kaelb-
le, Hartmut u. a. (Hrsg.), Opladen
1978, S. 122.
6S DerProletarier vom24.7. 1909.

Foto folgendeSeite:
Portrait von August Brey (1864-1937),
Schuhmacher, Vorsitzender des Fa-
brikarbeiterverbandes von 1890 bis
1931, Mitglied des Reichstags (SPD)
von1906bis 1932.
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Setzung rechtfertigen müßten. Er betonte die Solidarität der
einheimischen Arbeiter mit den aus den Ostprovinzen zugerei-
sten Kollegen und wollte eine genaue Anwendungdes Streikre-
glements in dieser Situation nicht gelten lassen: „Mitten im
heißen Kampf könnedie Frage, wie lange jemand organisiert
sei, nicht in Frage kommen, sondern die Frage, können wir
durchEinigkeit etwas erreichen?"

Auch wenn es August Brey im „Proletarier" bestritt69, so
scheint er doch für den Fall einer Fortführung des Arbeits-
kampfs „mit Entziehung der Unterstützung und mit einem
.Klemmzug' (wie der Ortsbeamte usw. sagte)" gedroht zu ha-
ben70. Die Mehrheit der Streikleitung billigte wohl eher notge-
drungendenStandpunkt Breys,denStreik abzubrechen.

Hinsehe begründete seine optimistische Sicht der Situation
der Streikenden hauptsächlich mit der Geschlossenheit der Ar-
beiter und der Annahme,„daß die organisiertenGelben ausEs-
sen im Begriff standen, den Ort zu verlassen."1^ Ein weiterer
Streikbrechertransport war allerdings bereits auf dem Weg zum
Streikort.

Hinsehe hatte ein Gespür für die Stimmung in der Beleg-
schaft und sprachdieHoffnungenunddenStolzvieler Arbeiter
an, um sie zum Durchhalten im Arbeitskampf zu ermutigen:
„Und wenn 700 Streikbrecher in dem Betriebe sind, so können
diese immer noch nicht die Arbeiten machen, welche die Strei-
kenden verrichtet haben."11 Allein die Fakten sprachen gegen
die Richtigkeit dieser Prognose: Die Rationalisierungen in den
Zementfabriken und die fortschreitende Arbeitsteilung im Be-
trieb erlaubteneinrasches Anlernen von Arbeitskräftenmit ge-
ringerQualifikation73.

In der Urabstimmung verfehlten die Befürworter einer Fort-
setzungdes Streiks eine3/4-Mehrheit,die statutengemäß zwin-
gend gewesenwäre,nur knapp. Insgesamt votierten lediglich 77
der auf der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten für
die Aufhebung des Streiks. Die unterlegenen Arbeiter wollten
jedoch das Ergebnis nicht hinnehmen, weil sie es für manipu-
liert hielten.

Hinsehe kritisierte unter anderem, daß die Mitglieder der
Streikleitung, die in Opposition zu Brey in der Frage der Op-
portunität dieses Arbeitskampfs standen,aufder Versammlung
„zum Schweigengebracht"1'1 wordenseien.

Schon bei Ausbruch des Streiks hatte der Hauptvorstand des
Fabrikarbeiterverbands denEinfluß des Sozialistenführers Hin-
sehe auf die Streikleitung, wohl wegen bekannter politischer
Differenzen, versucht einzuschränken.Brey:„Der Vorstandhat
gegen seine [Johann Hinsches,F. S.] Installierung als Streiklei-
ter Einspruch erhoben, dazu war er aus sachlichen undfinan-
ziellen Gründen berechtigt."15

Als Kolporteur, der die Arbeiterschaft auf Versammlungen
über den Stand des Arbeitskampfs unterrichtete, als Organisa-
tordes Umzugs der obdachlos gemachtenArbeiterfamilien und
als Rechtsberater von Streikenden, konnteer aber von ihnenals
einer der Streikführer angesehenwerden.

Eine vor der Abstimmung schriftlich eingereichteBitte eines

"Hinsches und Breys Stellungnah-
men sind im Proletarier vom 10. 7.
1909 ausführlich dokumentiert.
70 Der Proletarier vom 24. 7. 1909.
Diese Darstellung von Breys Rolle in
dieser Phase des Arbeitskampfs kann
sich sowohl auf die Berichte innerge-
werkschaftlicher Gegner als auch auf
spätereErklärungen des dem Vorstand
gegenüber loyalenStreikleiters undauf
die amtliche Streik-Nachweisung sowie
auf Meldungen der bürgerlichen Pres-
se stützen. Siehe u.a. Der Proletarier
vom10. und24. 7. 1909 SHVZ vom 10.
7. 1909 LAS Abt. 309 Regierung zu
SchleswigNr. 10734 INvom 8. 6. 1909
71 DerProletariervom24. 7. 1909. Un-
ter „gelben" Gewerkschaften verstand
man ursprünglich die in den ersten
Jahren des 20. Jahrhunderts gegründe-
ten wirtschaftsfriedlich-nationalen
Werkvereine. Von sozialdemokrati-
schen Gewerkschaftern, wie hier Hin-
sehe, wurde „gelb" auch zum
Schimpfwort für Streikbrecher und
Streikbrecherorganisationen. Zur
„gelben" Gewerkschaftsbewegung vgl.
besonders: Mattheier, Klaus, Die Gel-
ben. Nationale Arbeiter zwischen
Wirtschaftsfrieden und Streik, Düs-
seldorf 1973.
72 Der Proletarier vom 10. 7. 1909.
73 Zum technischen Stand der deut-
schen Zementindustrie , vgl. Kaiser,
Karl, Die technische Entwicklung der
Portland-Zementindustrie, Frankfurt/
Main 1923.
74 DerProletarier vom24. 7. 1909.
75 Der Proletarier vom 10. 7. 1909.
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Arbeiters,Hinsehenoch einmal die Gelegenheit zu geben, seine
Position zu verdeutlichen,wurde jedoch vom Streikleiter Max
Studt ignoriert.

Weiterhin wurde das Abstimmungsergebnis als inkorrekt be-
trachtet, weil das Votum der Streikposten nicht eingeholt wor-
den war. Trotzdem widersetzte sich Brey dem Wunsch der Ma-
jorität der Teilnehmer der Streikversammlung, die Abstimmung
zu wiederholen.

Dennoch fand am nächsten Tag eine Wiederholung der Ur-
abstimmung statt, an der teilzunehmen sich der Verbandsvor-
sitzende weigerte, vielleicht weil er ihre Bedeutungslosigkeit
demonstrieren wollte,möglicherweiseaber auch,um sich nicht
der „Volkswut"gegen ihn, vor der Hinseheden Verbandsvorsit-
zendengeschützt haben wollte,auszusetzen.

Während Hinsehe das zweite Abstimmungsergebnisals Sieg
für seine Sache ansah, behauptetenseine Kontrahenten, daß 7
Stimmen zur Erreichung der qualifizierten Mehrheit fehlten.
„Es folgten die Ausbrüche der Aufregung wie am Tage vor-
her!"76,beschreibt der „Proletarier" die Proteste der sich betro-
gen fühlenden Zementarbeiter. Damit war dieFührung des Ar-
beitskampfs vonSeitenderunterlegenenArbeiter beendet.

Die Arbeitgeber setzten den Arbeitskampf nach seiner ei-
gentlichen Beendigung jedoch im Gefühl ihrer Stärke fort, in-
dem sie entgegen ihrer Ankündigung 77 nicht alle der 300 im
Dorf nochverbliebenen, 7 Wochen zuvor in denStreik getrete-
nen Belegschaftsangehörigen wieder einstellten. Um diese Ar-
beiter für ihre Gehorsamsverweigerungzubestrafen, setzten die
beiden den lokalen Arbeitsmarkt beherrschenden Zementun-
ternehmen Alsen und Breitenburg-Holstein ihre ökonomische
Potenz ein.

Die Schleswig-Holsteinische Volkszeitung wollte in Erfah-
rung gebracht haben, „Herr Seumenicht habe Herrn Schröder
[Direktor der Alsenschen Portland-Cement-Fabriken,F. S.] auf
den Zahn gefühlt, indem er sagte, jetzt nach dem Streik würden
wohl viele der alten Arbeiter zu Alsens gehen unddiese so der
Firma Breitenburg-Holstein die besten Arbeiter wegfischen.
Darauf habe Herr Schröder den Befehl erteilt, keine solchen
Arbeiteraufzunehmen."1*

Einigender Breitenburger Fabrik nur begrenzt zuverlässiger-
schienenen Angestellten und deren Frauen wurde der Verkehr
mit der Familie Hinsehe strengstens verboten79.Das Unterneh-
men machte also auch für denFreizeitbereich seine Forderung
nach absoluter Subordination der Beschäftigten unter die In-
teressen des Arbeitgebersgeltend.

Den Aktionären der BPCF gegenüber erklärte die Verwal-
tung die Personaleinsparungen durch die Einführung wirt-
schaftlicharbeitender Drehöfenauchals Prophylaxegegen eine
mögliche Abhängigkeit von einer potentiell illoyalen Beleg-
schaft80.

Noch 1913, als die Firma Breitenburg-Holstein ihre Werks-
wohnungennicht mehr mietfrei für die Zeit der Beschäftigung
Arbeitern und deren Familienangehörigen überlassen wollte,
sondern einen jährlichen Mietzins von 60-70 Mark verlangte,

7* Der Proletarier \om 12. 6. 1909.
77 DAGZvom 13.6. 1909.
78 SHVZvom1.7. 1909.
"SHVZvom3.7.1909.
!" Geschäftsbericht der Breitenburger-
Portland-Cement-Fabrik für 1909,
Hamburg1910.
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wurde dieser Schritt mit der Schädigung des Unternehmens
durchden„Generalstreik"von 1909begründet Bl.

Die Maßregelungen und die Mißachtung von Arbeitnehmer-
interessen im Betrieb, in besonderem Maße in der Firma Brei-
tenburg-Holstein, in einer weniger ausgeprägten Form und
durch die umfangreichen Einrichtungen der betrieblichen So-
zialfürsorge kaschiert auch im Betrieb der Firma Alsen, zeitig-
ten jedoch nicht den erwünschten Erfolg, das Rad der Ge-
schichte zurückzudrehen. Die sozialistische Arbeiterbewegung
war in der Gemeinde Lägerdorf etabliert und genoß die Sym-
pathie großer Teile derBevölkerung82.

Es erscheint durchaus vorstellbar, daß dieser Arbeitskampf
inderortsansässigenArbeiterschaft, inunterschiedlicher Weise,
als „lebensgeschichtlicheErfahrung"*3 das politische Bewußt-
sein entscheidend beeinflußte und in Verbindung mit anderen
Einflußfaktoren sich auch in der Differenzierung inder Läger-
dorfer Sozialdemokratiebereits vor demErsten Weltkrieg nie-
derschlug.

Der vom Hauptvorstand der Gewerkschaft befürwortete
Streikabbruch im Juni 1909 und die sich anschließenden Maß-
regelungen mögen die mit Hinsches Standpunkt im Arbeits-
kampf sympathisierenden Teile der sozialdemokratischen Ar-
beiterschaft des Orts in ihrer Konfrontationshaltunggegen das
ihre krasse Benachteiligung in der Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnungdes spätenKaiserreichsbestätigthaben84.

Inden folgenden Jahren werden die Mechanismen von posi-
tiver und negativer Integration der Arbeiterschaft auf ihre Dis-
position zu den Strategien einer Kooperation oder Konfronta-
tion im Betrieb und im politischen Leben in der Gemeinde
Wirkungen hinterlassen haben.85 In welcher Weise sich der Riß
in der sozialistischen Arbeiterbewegung des Orts, der inden20
erund 30er Jahrenihre Geschichte wesentlichbestimmen sollte,
bereits im Jahrzehnt vor dem Ersten Weltkrieg angelegt war
und inwelchem Umfang dieErfahrungenimStreik von 1909im
besonderen das Bewußtsein von Teilen der Zementarbeiter-
schaft Lägerdorfs zu prägen vermochte, wird allerdings wahr-
scheinlich mit letzter Sicherheit nicht rekonstruiert werden
können.

81 Jahresberichte der Königlich-Preus-
sischen Regierungs- undGewerberäthe
und Bergbehörden für 1913, Berlin
1914, S. 283.
82 Inihrer Ausgabe vom5. 3. 1907 be-
richtet die SHVZ bereits vonca.1.000
Mitgliedern in den Arbeiterorganisa-
tionenLägerdorfs.
83 Vgl.Machtan, S. 259.
84 Als erste Reaktion auf die als ein
„Abschlachten" verstandene, vom Vor-
stand empfohlene Kapitulation der
Streikendenenthob eine Mehrheit der
Lägerdorfer Gewerkschafter den ehe-
maligen Streikleiter und Bevollmäch-
tigten der Zahlstelle des Fabrikarbei-
terverbands wegen seines angeblichen
Paktierens mitAugust Brey seines Am-
tes. Die Entlassung MaxStudtsmußte
allerdings, nachdem die übrigen Revi-
sorenund Bevollmächtigte ihre Ämter
aus Protest niedergelegt hatten, auf
der folgenden Arbeiterversammlung
zurückgenommen werden. SHVZ vom
18. 7. 1909 undDer Proletarier vom
31.7. 1909.
85 Zur Diskussion über die Bedeutung
einer positivenundnegativen Integra-
tion der Arbeiterschaft in die Wilhel-
minische Gesellschaft, vgl. Grebing,
Helga,Sozialer Protest,S. 126 ff.
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